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Dabei lassen die wissenschaftlichen Er-
kenntnisse seit geraumer Zeit keine Zwei-
fel mehr zu: Als Hauptursache der Erder-
wärmung ist die Verbrennung fossiler

Brennstoffe auszumachen. Ungebremst ra-
sen wir auf eine Erwärmung von 3,7 bis 4,8
°C zu, ohne Rücksicht auf die Konsequen-
zen einer solchen Entwicklung, die Millio-
nen in die Flucht, in den Hunger oder in
den Tod treiben wird. Das angestrebte

„Zwei-Grad-Ziel“ rückt in weite Ferne in
Anbetracht der Tatsache, dass hierfür eine
Reduktion der Emissionen zwischen 40%
und 60% bis 2050 vonnöten wäre. Zudem
müsste der Anteil „grüner Energien“ am
allgemeinen Energieverbrauch um 90% stei-
gen.

Nachhaltiger Konsum
Die Entwicklung unserer Gesellschaften ist
in vielerlei Hinsicht widersprüchlich. Wäh-
rend die Umweltbelastung durch Landwirt-
schaft, Industrie und „individuellen Kon-
sum“ in fast allen Ländern zunimmt,
scheint zumindest unser Problembewusst-
sein dafür gestiegen zu sein. Die Zeiten, in
denen die existenzielle Gefahr der Umwelt-

zerstörung verleugnet wird, sind (zum
Glück) vorbei. Aus der Sicht der herrschen-
den Klasse geht es nun im Kern um die Fra-
ge, wie die Umweltzerstörung aufgehalten

werden kann, ohne am Wachstumsparadig-
ma des modernen Kapitalismus zu rütteln.
Und das sollte uns alle was angehen: Eine
Vielzahl von NGOs (Greenpeace, WWF),
Unternehmen und Fachstellen befassen sich
mit der Frage, wie unsere Lebens- und Kon-

sumweise umweltverträglicher werden
kann. Auf Internetseiten können wir unse-
ren „ökologischen Fussabdruck“ berech-
nen; die Fachmärkte sind voller energiespa-
render Geräte und erneuerbarer
Verpackungen; Schulkinder führen akri-
bisch Protokoll über ihren Wasserver-
brauch; wir kaufen Bio, Faire-Trade, Hy-
bridautos, installieren Solaranlagen auf
unseren Hausdächern und trennen Müll.
Überhaupt können wir uns dank einer Viel-
zahl an Nachhaltigkeitlabels mit Produk-
ten aus aller Welt eindecken, ohne dabei ein
schlechtes Gewissen zu haben. Sogar
„Green investment“ ist dank unseres inno-
vativen Finanzkapitals möglich geworden!
Viel wichtiger als der tatsächliche „Effekt“

all dieser Trends auf die Umwelt ist die
Message dahinter: Es läuft was, es wird
nach Lösungen gesucht und jeder einzelne
kann etwas dazu beitragen.
Der Mythos des nachhaltigen Konsums ist
trügerisch. Denn auch wenn die einzelnen
Massnahmen (Bio, Fairetrade, energieeffi-
zientere Produkte) isoliert betrachtet Fort-
schritte sind, lösen sie doch das Grundpro-
blem unserer Gesellschaft nicht. Bis heute
nehmen der Verbrauch fossiler Brennstof-
fe, die Produktion und die Verwendung
elektrischer Geräte, der Flug- und Autover-
kehr, der Fleischkonsum, der Wasser- und
der pro Kopf-Energieverbrauch in den meis-
ten Ländern zu. Denn selbst wenn unser
Konsum „qualitativ“ besser wird, so wird
dieser Fortschritt durch die „quantitative“
Zunahme wieder zunichte gemacht.

Die „Lösungen“ der Wirtschaft
Während unsere Regierungen und die in-
ternationalen Organisationen untätig blei-
ben, wenn es darum geht, echte Massnah-
men in Sachen Klimaschutz zu ergreifen,
haben sich viele multinationale Konzerne
den Umweltschutz auf die Fahnen ge-
schrieben. Angefangen bei den grossen
Agromultis wie Syngenta oder Monsanto
bis hin zu Energieunternehmen wie BP
(neu: „beyond petroleum“), alle verpflich-
ten sich scheinbar der ökologischen Nach-
haltigkeit oder der Rettung der Artenviel-
falt. Tatsächlich verfolgen aber diese
Konzerne vor allem im globalen Süden ei-
ne Strategie der Ausbeutung und Enteig-
nung natürlicher Ressourcen. So steht bei-
spielsweise Syngenta für alles andere als
eine nachhaltige Entwicklung. Durch pa-
tentiertes Saatgut werden Tausende von
Kleinbauern auf der ganzen Welt in noch
grössere Abhängigkeit und Armut getrie-
ben. Als Herstellerin von gentechnisch ver-
ändertem Soja und entsprechenden Pesti-
ziden setzt Syngenta auf die Produktion
von Biodiesel. Die damit verbundenen Mo-
nokulturen und Enteignungen der Klein-
bauern machen dabei diesen Brennstoff zu
einer der umweltschädlichsten und unge-
rechtesten Energiequellen.
Nichts ist unsinniger, als bei der Lösung der
ökologischen Krise auf sogenannte „Markt-
mechanismen“ zu setzen. Die Einführung
von handelbaren CO2-Zertifikaten hat dies
zur Genüge gezeigt. Ohne nachhaltig die
Emissionen zu senken, konnten Unterneh-
men dank dieser Zertifikate saftige Profite
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erwirtschaften. Nach zwei Jahrhunderten
grenzenloser Ausbeutung der natürlichen
Ressourcen befindet sich unser Ökosystem
am Rande des Kollapses, denn der Kapita-

lismus kennt kein anderes Gesetz als jenes
der stetigen Profitmaximierung und des
Wachstums. Auch die Natur wird diesen
Zwängen unterworfen: Die Privatisierung
von Wasser sowie die Patentierung von gen-
technisch manipuliertem Saatgut sind nur
Beispiele für diese brutale Aneignung der
gesellschaftlichen und natürlichen Ressour-
cen.

Systemwechsel
Wenn wir uns heute ernsthaft mit der Fra-
ge einer nachhaltigen und ressourcenscho-
nenden Gesellschaft und Ökonomie aus-
einandersetzen wollen, so müssen wir uns
über einige Punkte im Klaren sein:

1. Wachstum vs. Nachhaltigkeit
Die Zerstörung unserer Umwelt lässt sich
weder mit dem Fehlverhalten einiger Kon-
zerne oder Regierungen, noch mit unserem
übertriebenen Konsum erklären. Es ist die
dem Kapitalismus immanente Wachstums-
logik, die nicht mit einer nachhaltigen Öko-
nomie vereinbar ist und die – solange wir
keine Alternative zu ihr finden – alle Bemü-
hungen, die Umwelt zu schonen, ad absur-
dum führen wird. Natürliche Kreisläufe
und bedarfsorientierter Konsum vertragen
sich nicht mit einem System, das auf Pro-
fitmaximierung angewiesen ist und das glo-
bale Handelsvolumen immer weiter ver-
grössert.

2. Eine Gesellschaft auf neuer
Grundlage:
Alle gesellschaftlichen und ökonomischen

Bereiche (Ressourcenabbau, Produktion,
Weiterverarbeitung, Transport, Konsum,
Entsorgung, Recycling) sind derzeit in die
kapitalistische Ökonomie eingebettet und

müssen – wenn sie ökologisch nachhaltig
werden sollen – jenseits eben dieser Logik
neu organisiert werden. Die Umweltzerstö-
rung aufzuhalten bedeutet also, unsere Ge-
sellschaft als Ganzes auf eine neue Grund-
lage zu stellen, die der Frage eines
nachhaltigen Verhältnisses zur Natur obers-
te Priorität gibt.

3. Ökologie und soziale
Gerechtigkeit gehören
zusammen:
So wie der materielle Reich-
tum unserer Gesellschaft
nicht allen zugute kommt
und viele Menschen gänzlich
ausschliesst, treffen auch die
Folgen der Umweltzerstö-
rung nicht alle gleichermas-
sen. Einmal mehr sind es die
in Armut lebenden Men-
schen, die sich am wenigsten
vor schlechter Luft, verunrei-
nigtem Trinkwasser, vergifte-
ten Böden, Verwüstung oder
Überschwemmungen schüt-
zen können. Phänomene wie
Landenteignung, der zuneh-
mende Einsatz von Pestizi-
den, die Privatisierung von
Wasser, die Verunreinigung
ganzer Landstriche durch In-
dustrie sind zugleich eine
ökologische und soziale Ka-
tastrophe. Der Kampf um ei-
ne ökologische Gesellschaft
fällt auch deswegen mit dem

Kampf für eine egalitäre, gleichberechtigte
und wirklich basisdemokratische Gesell-
schaft zusammen.

4. Nachhaltigkeit setzt eine markan-
te Reduktion des Verbrauchs an na-
türlichen Ressourcen voraus.
Um dies zu erreichen, braucht es nicht nur
technologische und organisatorische Ände-
rungen im Produktionsprozess, sondern
auch eine demokratische Verständigung
darüber, welche Güter wir für unser Leben
brauchen und welche nicht. Dies schliesst
die Frage mit ein, auf welche Art wir be-
stimmte Waren künftig einsetzen wollen:
Während heute jede*r Einzelne im Rahmen
seiner finanziellen Möglichkeiten entschei-
det, wie viel Wohnfläche, wie viel elektro-
nische Geräte oder wie viel Mobilität er*sie
sich leistet, müssen solche Entscheidungen
künftig Teil einer kollektiven Debatte sein.
Der Individualverkehr (Auto und Flugzeug)
kann in dieser Form nicht aufrecht erhalten
werden, sondern muss sinnvoll durch öf-
fentliche Transportsysteme ersetzt werden,
um die Mobilität zu gewährleisten.



Die Ernährungskrise zeitigt verheerende
Auswirkungen rund um den - Erdball. Die-
se stille Krise produziert keine Schlagzei-
len und interessiert weder die Europäische
Zentralbank noch den Internationalen
Währungsfonds oder die EU-Kommission.
Ganze 870 Millionen Menschen leidet
Hunger, wie der Welthungerbericht der

FAO von Oktober 2012 festhält (The State
of Food Insecurity in the World 2012, ver-
öffentlicht von der Welternährungsorgani-
sation FAO).
Oft denkt man, Hunger gäbe es nur weit
weg von uns. Und dass Hunger nicht viel
zu tun hat mit der Wirtschaftskrise, die uns

derzeit trifft. Die Wirklichkeit sieht jedoch
anders aus. Immer mehr Menschen hun-
gern auch in den Ländern des Nordens. Si-
cherlich sind es nicht dieselben Hungersnö-
te, die in afrikanischen Ländern und
anderswo herrschen. Jedoch geht es auch
im Norden um das Fehlen eines Mindest-
masses an Kalorien und Proteine, was für

unsere Gesundheit und unser Leben nicht
ohne Auswirkungen bleibt.
Seit mehreren Jahren zirkulieren erschre-
ckende Zahlen betreffend Hunger in den
USA: 49 Millionen Menschen oder 16% der
Haushalte sind davon betroffen, wie das
US-Landwirtschaftsdepartement vermel-

det. Unter den Unterernährten sind auch
mehr als 16 Millionen Kinder. Abstrakte
Zahlen, denen der Schriftsteller und Foto-
graph David Bacon in seinem Werk "Hun-
gry By The Numbers" (Hungrig gemäss
Statistik) eine Gesicht gibt: Gesichter des
Hungers im reichsten Land der Erde.
Auch im spanischen Staat ist Hunger eine
konkrete Realität geworden. Für zahlreiche
Menschen bedeutet die Krise: keine Arbeit,
keinen Lohn, kein Haus und keine Nah-
rung. Das Nationale Statistische Institut
schätzt, dass 2009 über eine Million Men-
schen Schwierigkeiten hatten, die lebens-
notwendige Menge an Nahrungsmitteln zu
beschaffen. Heute ist die Lage noch schlim-
mer geworden, auch wenn wir keine aktu-
ellen Zahlen besitzen. Soziale Organisatio-
nen werden überrannt, der Bedarf an
Nahrungsmittelhilfe und Medikamenten
hat sich in den letzten Jahren verdoppelt.
Gemäss der Organisation "Save the Child-
ren" beträgt die Kinderarmut 25 Prozent
und immer mehr Kinder erhalten nur noch
eine Mahlzeit, nämlich das Mittagessen in
der Schule, weil die Familien in Not sind.
Daher erstaunt es nicht, dass eine angese-
hene Zeitung wie die New York Times im
September 2012 eine Fotoserie von Samu-
el Aranda, Gewinner des World Press Pho-
to 2011 , mit dem Titel "In Spain, austerity
and hunger" (Sparpolitik und Hunger in
Spanien) veröffentlichte. Der Fotograph
zeigt die dramatischen Folgen der Krise für
Tausende Menschen: Hunger, Armut,
Wohnungsverlust, Erwerbslosigkeit… Aber
auch Kämpfe und Mobilisierungen. Ein Be-
richt der Stiftung Foessa belegt, dass der
spanische Staat eine der höchsten Armuts-
raten Europas aufweist, gleich nach Rumä-
nien und Lettland. Diese Tatsasche wird
auch für auswärtige Beobachter sichtbar,
obwohl manche versuchen, den Ernst der
Lage zu vertuschen.
Die Wirtschaftskrise hat im Übrigen auch
unmittelbar mit der Nahrungskrise zu tun.

von Esther Vivas*, erschienen in der Debatte Nr. 23, Winter 2012
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Die gleichen Kreise, die uns die Subprime-
Hypothekenkrise beschert haben, welche
die "grosse Krise" von September 2008 aus-
löste, spekulieren heute mit Agrarrohstof-
fen und Grundnahrungsmitteln (Reis, Mais,
Weizen, Soja usw.) und treiben damit die
Preise massiv in die Höhe. Durch die Preis-
steigerung können sich breite Bevölkerungs-
schichten die Produkte nicht mehr leisten,
insbesondere in den Ländern des Südens.
Investitionsfonds, Versicherungen und Ban-
ken handeln mit diesen Gütern auf "Ter-
minmärkten" mit dem einzigen Ziel der
Spekulation und des Profits. Nahrungsmit-
tel sind in der Tat ein lohnendes Investiti-
onsfeld, müssen wir doch – unter normalen
Umständen – alle tagtäglich Nahrung auf-
nehmen.
In Deutschland wirbt die Deutsche Bank
mit dem schnellen Gewinn für Investitio-
nen in gefragte Agrarprodukte. "Lohnende
Geschäfte" dieser Art werden auch von an-
deren wichtigen europäischen Banken wie
BNP Paribas angeboten. Die Organisation
World Development Movement berichtet,
dass die Barclays Bank in 2010 und 2011
beinahe 900 Millionen Dollar Gewinn
durch Spekulation auf Nahrungsmittel rea-
lisierte. In Spanien findet sich die Bank Ca-

talunya Caixa, welche fette Profite für In-
vetitionen in Rohstoffen unter dem Slogan
"eine 100% natürliche Finanzanlage" ver-
spricht. Und die Banco Sabadell betreibt
einen spekulativen Fonds im Bereich Nah-
rungsmittel.
Entgegen der landläufigen Meinung ist
Hunger nicht so sehr die Folge von Dürre
oder Krieg. Viel mehr entsteht Hunger aus
dem Handeln jener Kreise, welche die
Agrar- und Nahrungsmittelpolitik vorgeben
und sich die natürlichen Ressourcen (Was-
ser, Boden, Saatgut usw.) aneignen. Das be-
stehende Monopol in der Agrar- und Nah-
rungsmittelindustrie begünstigt eine
Handvoll Konzerne, die sich der Unterstüt-
zung von Regierungen und internationalen
Institutionen erfreuen. Damit stehen bei
Produktion, Verteilung und Verzehr von
Nahrung jeweils die Interessen des Kapi-
tals im Mittelpunkt. Dieses System bewirkt
Hunger, Verlust an Agrodiversität, Verar-
mung der bäuerlichen Bevölkerung und Kli-
mawandel. Denn es stellt den Profit von we-
nigen über die Nahrungsbedürfnisse der
Mehrheit der Menschheit.
"The Hunger Games" ist der Titel eines
Spielfilms von Gary Ross nach einem Best-
seller von Suzanne Collins. Es ist die Ge-

schichte von Jugendlichen, die einen
Kampf auf Leben und Tod führen müssen,
um den Sieg davon zu tragen, was gleich-
bedeutend ist mit dem Erhalt von Nahrung,
Gütern und Geschenken für ihr restliches
Leben. Manchmal ist die Realität nicht weit
entfernt von der Fiktion… Um Geld zu ver-
dienen, spielen heutzutage manche tatsäch-
lich mit dem Hunger.

Ernährungssouveränität im Kapitalismus: Eine "Krise" ohne Ende



Die Messungen der letzten zwanzig Jahre
lassen darauf schliessen, dass ein Anstieg
um 3,7 bis 3,8 °Celsius – gemessen am vor-
industriellen Niveau – droht, "was hohe bis
sehr hohe, ausgedehnte und irreversible
ernste Folgen nach sich ziehen würde".

Spürbare Sorge
Die Einschätzung des Fünften Berichts un-
terscheidet sich nicht grundlegend von frü-
heren Berichten, aber die Warnungen wer-
den mit einem ungleich höheren Grad an
Präzision vorgetragen, und die Sorge der
Autoren ist so deutlich ausgesprochen wie
noch nie. Der Ausdruck "annähernd ge-
wiss" – er steht für eine Wahrscheinlichkeit
von mehr als 99% – wird immer öfter ver-
wendet: etwa für das verstärkte Auftauen
des Permafrostbodens oder für den fortge-
setzten Anstieg des Meeresspiegels. Diese
Folgen treten selbst dann ein, wenn die
Emissionen drastisch zurückgehen.
Die Sorge der Experten zeigt sich auch dar-
in, dass die Zusammenfassung für Entschei-
der einen Abschnitt über das erhöhte Risi-
ko "abrupter und irreversibler
Veränderungen" über das Jahr 2100 hinaus
enthält. Dort steht z.B. , dass "die Schwelle
für das Verschwinden des grönländischen
Eisschilds, das einen Anstieg des Meeres-
spiegels um 7 Meter in einem Jahrtausend
nach sich ziehen würde, bei einer globalen
Erwärmung über 1 °C, aber unter 4 °C
liegt". Das heißt, auf lange Sicht schließt
selbst eine Begrenzung des Temperaturan-
stiegs auf 2 °C das Risiko einer extrem weit-
gehenden Umwälzung des "irdischen Öko-
systems" nicht aus…
Die fossilen Brennstoffe sind das Hauptü-
bel.Die Medien berichten regelmäßig über
die Rolle des von Wiederkäuern produzier-
ten Methans oder der Abholzung der Wäl-
der für den Klimawandel. Das ist sicher ein

Teil der Wahrheit, der Bericht des IPCC
kommt jedoch zu einem anderen Schluss:
"Zwischen 1970 und 2010 haben die CO2-
Emissionen aufgrund von Verbrennung fos-
siler Brennstoffe und von industriellen Fer-
tigungsprozessen zu 78% zu den Emissio-
nen der Gase beigetragen, die für den
Treibhauseffekt verantwortlich sind, ein
vergleichbarer Prozentsatz gilt für die Jah-
re 2000–2010."
Diese Feststellung ist entscheidend für die
Erarbeitung von Lösungen. Die Experten
des IPCC unterscheiden acht Szenarien. In
allen Szenarien spielt die Senkung der
Emissionen, die durch die Verbrennung fos-
siler Brennstoffe verursacht wird, die ent-
scheidende Rolle.

Die Szenarien
Das am wenigsten fordernde Szenario ist
dasjenige, bei dem die Emissionen mehr
oder weniger im heutigen Tempo weiter
steigen. In diesem Fall steigt die globale
Temperatur wahrscheinlich um mehr als 4
°C (diese Wahrscheinlichkeit ist "höher als
die entgegengesetzte").
Die Liste der sozialen und ökologischen
Folgen, die sich daraus ergeben, ist länger
als die Donau und ein Alptraum. Der Be-
richt sagt etwa voraus, dass "die Kombina-
tion aus hoher Temperatur und Luftfeuch-
tigkeit in bestimmten Weltregionen zu
bestimmten Zeiten des Jahres die norma-
len menschlichen Aktivitäten unterbinden
wird, einschließlich des Anbaus von Nutz-
pflanzen und der Arbeit im Freien". Die
landwirtschaftliche Produktivität und die
Fischerei werden davon sehr hart betroffen
sein. Das Artensterben wird sich beschleu-
nigen.
Am entgegengesetzten Ende der Skala sieht
eine sehr kleine Anzahl von Studien die
Stabilisierung des Zustands der Erdatmo-

sphäre auf dem heutigen Niveau von 430
ppm CO2-Äquivalenten vor. [Die Konzen-
tration von Gasen in der Atmosphäre be-
misst sich in Teilchen je Volumen von Mil-
lionen Teilchen, ppm (parts per million),
das ist die Zahl der Moleküle eines gegebe-
nen Gases je Millionen Moleküle der At-
mosphäre. ]
Um diesen Wert jedoch zu erreichen, sind
erhebliche, sogar kolossale Anstrengungen
nötig: Bis 2050 müssen dafür die weltweit
emittierten Treibhausgase um 70–95% (ge-
messen am Stand von 2010) sinken, bis
2100 sogar um 110–210%.
Das bedeutet eine revolutionäre Neuorien-
tierung aller Bereiche des gesellschaftlichen
Lebens. Es ist aber das einzige Szenario,
das die Chance bietet, die Erwärmung der
Erdatmosphäre bei 1 ,5 °C zu deckeln – ein
Ziel, das viele Wissenschaftler (dazu gehört
auch der Vorsitzende des IPCC!) für uner-
lässlich halten.

Gewaltige Schwierigkeiten
Diese Szenarien lassen einen geringfügigen
Spielraum für eine weitere Erhöhung des
Ausstoßes von Treibhausgasen. Dennoch
sind sie extrem restriktiv. Für die Stabilisie-
rung auf ein Emissionsniveau von 450 ppm
müssten die weltweiten Emissionen bis
2050 um 42 bis 57%, und bis 2100 um
78–118% sinken (gemessen am Stand von
2010; eine Senkung des Ausstoßes von
Treibhausgasen um mehr als 100% bedeu-
tet, dass die Erde mehr Treibhausgase ab-
sorbiert, als sie abgibt). Von jetzt an müss-
te dafür bis zum Jahr 2050 der Anteil der
"kohlenstofffreien" oder sehr kohlenstoffar-
men Energieproduktion auf Weltebene auf
90% steigen.
Angesichts der Tatsache, dass 78% der kli-
maschädlichen CO2-Emissionen aus der
Verbrennung fossiler Brennstoffe kommen

von Daniel Tanuro, erschienen im Dezember 2014 in der SoZ
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und dass 80% aller von der Menschheit ge-
nutzten Energie auf der Verbrennung fossi-
ler Brennstoffe beruht, ein wahrhaft herku-
lisches Unterfangen…
Es gibt sicher auch eine technologische Di-
mension der Schwierigkeiten, auf die ich
hier jedoch weiter nicht eingehen will.
Wichtig sind vor allem die gesellschaftli-
chen und politischen Implika-
tionen. Der Bericht betont die
Notwendigkeit, die Anstren-
gungen unter den Ländern der
Welt gerecht zu verteilen, da die
historische Verantwortung für
die Klimakrise historisch un-
gleich verteilt ist; allen die Teil-
habe an den fortgeschrittensten
Technologien zu ermöglichen;
international zusammenzuar-
beiten; den Kampf gegen die
Erwärmung der Erdatmosphäre
mit dem Kampf gegen die Ar-
mut zu verbinden. Er betont zu-
dem die ethischen Imperative,
die sich daraus ergeben, und
den Einsatz, um den es geht: nichts weni-
ger als die Zukunft der Menschheit.
Das sind ganz entscheidende Punkte, die
sich potenziell gegen den Neoliberalismus
richten. Niemals zuvor hat ein Bericht des
Weltklimarates eine so deutliche Botschaft
mit so viel Nachdruck ausgesandt.

Kapitalvernichtung
Es gibt aber ein gesellschaftliches Problem,
das die Autoren in der Zusammenfassung
für Entscheider nur andeuten, obwohl es
sehr wichtig ist. An einer Stelle steht ge-
schrieben: "Die Politik der Eindämmung
könnte die Aktiva in fossilen Energien ent-
werten und die Einkommen der Exporteu-
re fossiler Energieträger mindern … Die
meisten Eindämmungsszenarien implizie-
ren verminderte Einkommen für die
grössten Exporteure von Kohle und Erdöl."
Diese beiden kleinen und eher diskreten
Sätze werfen ein gigantisches Problem auf:
Um eine Erderwärmung von 2 °C nicht zu
überschreiten, müssen 80% der bekannten
Vorkommen an fossilen Brennstoffen für
immer unter der Erde bleiben und dürfen
nie ausgebeutet werden. Doch diese Reser-
ven sind Bestandteil der Aktiva der Ölkon-
zerne und (der herrschenden Familien) der
erdölexportierenden Länder. Es ist ein Eu-
phemismus zu schreiben, dass "die Politik
der Eindämmung die Aktiva in fossilen
Energien entwerten könnte". In Wirklich-
keit bewirkt eine Eindämmung, die diesen
Namen verdient, schlicht und einfach die

Vernichtung des größten Teils dieser Kapi-
talien.
Die Bosse des Sektors der fossilen Energi-
en spüren sehr wohl die Gefahr. Darum ha-
ben sie die "Klimakrisennegierer" oder "Kli-
maskeptiker" massiv finanziert, um Zeit zu
gewinnen. Doch auf lange Sicht ist es un-
wahrscheinlich, dass die Lügen dieser

Scharlatane gegen die beunruhigende, wis-
senschaftlich fundierte Evidenz der Aussa-
gen des IPCC durchdringen. Darum ver-
schiebt sich der Akzent zunehmend auf
eine "realistische" Eindämmung, die so weit
wie möglich mit weiteren Profiten der Koh-
le-, Erdöl- und Erdgasbosse kompatibel sein
soll.

Sich mit dem Kapital anlegen
Das Einfangen und die Einlagerung von
Kohlenstoffen spielt dabei eine strategische
Rolle, der Bericht des IPCC unterstreicht
das sehr nachdrücklich. Das muss man sich
vor Augen halten, wenn die Medien die
"gute Nachricht" betonen: Das Ziel, unter
2 °C Erderwärmung zu bleiben, würde das
Wirtschaftswachstum um nicht einmal
0,06% jährlich senken…
Diese Zahl steht tatsächlich im Bericht.
Aber er fügt auch hinzu, dass dies ein mas-
sives Einfangen und Einlagern von Kohlen-
stoff erfordert. Dem Bericht zufolge wird
die Energiewende von heute an bis zum
Jahr 2030 weltweit Investitionen in Höhe
von jährlich mehreren hundert Milliarden
Dollar kosten. Ohne massive Kohlenstoff-
einlagerung würde die Energiewende je-
doch mehr als doppelt bis dreimal so teuer
werden.Indes ist das nur die technische Sei-
te. Denn die Logik der Akkumulation steht
auf dem Spiel. Es ist eine Banalität gewor-
den zu sagen: In einer begrenzten Welt ist
unbegrenztes Wachstum unmöglich. Um
die Emissionen von heute an bis 2050 dras-

tisch zu reduzieren, ist der Energiekonsum
selbst zwingend zu reduzieren und die Lo-
gik des "Immer mehr" unausweichlich zu
stoppen. Im Klartext: Die materielle Pro-
duktion und die Transporte müssen gedros-
selt werden.
Das ist möglich, ohne die Lebensqualität
zu verschlechtern: Sie kann, im Gegenteil,

auf diesem Weg sogar verbessert
werden, wenn man alle unnöti-
gen und schädlichen Produktio-
nen beendet, alle programmierte
Obsoleszenz (die den Produkten
absichtlich eingebauten Soll-
bruchstellen, weswegen sie nach
einer bestimmten Zeit unbrauch-
bar werden) ausschaltet, die ver-
rückten Transporte kreuz und
quer über den Globus stoppt,
usw. Die Senkung des Energie-
konsums ist möglich, ohne Er-
werbsarbeitsplätze abzubauen –
im Gegenteil, es können dadurch
mehr geschaffen werden, unter
der Voraussetzung, dass Arbeit,

Reichtümer, Wissen und Technologien ge-
teilt werden. Aber alle diese Wege führen
unweigerlich zum selben Schluss: Man
muss sich mit dem Kapital anlegen.

Nicht nur ein Kampf für die Umwelt
Ende 2015 soll der UN-Klimagipfel von Pa-
ris ein neues Klimaabkommen verabschie-
den. Der Bericht des Weltklimarates kon-
frontiert jeden mit seiner Verantwortung.
Setzen wir darauf, dass er sein Gewicht in
die Waagschale wirft. Doch ist nicht zu er-
warten, dass die Regierungen die nahege-
legten antikapitalistischen Schlussfolgerun-
gen ziehen werden. Bestenfalls sind sie
fähig, hinter unserem Rücken ein ökolo-
gisch unzureichendes, sozial ungerechtes
und technologisch gefährliches Klimaab-
kommen auszuhecken. Die jüngsten Ent-
scheidungen der EU zeigen diese Gefahr
sehr deutlich.
Ob die Sache anders ausgeht, hängt aussch-
liesslich von der gesellschaftlichen Mobili-
sierung ab. Denn es handelt sich um weit
mehr als eine Frage des Umweltschutzes:
Es geht um das Überleben der Menschheit,
um die Entscheidung für bestimmte gesell-
schaftliche Verhältnisse und für eine be-
stimmte Art von Zivilisation, von der alles
andere abhängt. Deshalb sollten wir den
Alarmruf des Weltklimarats sofort nutzen,
um eine möglichst breite Front für eine so-
ziale und ökologische Alternative aufzu-
bauen – für eine ökosozialistische Alterna-
tive.



Deutschland/Schweiz:
Wem nützen die Pegida-
Demonstrationen?

Seit Monaten sorgen islamophobe und rechtsextreme Demons-
trationen (HoGeSa, Pegida usw.) in Deutschland für Aufsehen.
Der folgende Artikel setzt sich mit den Hintergründen des gras-
sierenden Rassismus auseinander und legt dar, wie sowohl die
deutsche als auch die schweizerische Bourgeoisie von den rech-
ten Mobilisierungen profitieren.

sozialismus.ch >> Suchfeld: Pegida
_________________________________________________________

Schweiz: Für mehr als nur
eine Gleichstellung auf dem
Papier!

Obwohl die Lohngleichheit seit 1981 in der Schweizer Verfassung
verankert ist, verdienen Frauen durchschnittlich 20% weniger als
Männer. Eine Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern ist die
Ursache dieser Lohndiskriminierung. Selbstverständlich hat dies
auch Auswirkungen auf die Renten. Ohne Senkung der Arbeits-
zeit, Zugang zu kostenloser Kinderbetreuung, stärkere Kontrolle
der öffentlichen Dienste durch die Nutzer sowie Selbstorganisa-
tion der Frauen bleibt die Gleichstellung nur auf dem Papier be-
stehen. Flyer der BFS/MPS zur schweizweiten Demonstration
für Lohngleichheit am 7. März 2015 in Bern.

sozialismus.ch >> Suchfeld: Gleichstellung
_________________________________________________________

Schweiz: Das Gesundheitssys-
tem in der Sackgasse

Im Herbst 2014 wurde die Initiative der SP für eine Einheitskran-
kenkasse abgelehnt. Trotz des ständig wachsenden Drucks auf
die Versicherten und die Pflegenden, der fortschreitenden Priva-
tisierung des Gesundheitswesens sowie der zunehmenden Abwäl-
zung der Kosten auf die Lohnabhängigen, konnten sich die pri-
vaten Profiteure des gegenwärtigen Systems bei der Abstimmung
durchsetzen. Der vorliegende Artikel versucht sechs Achsen auf-
zuzeigen, die das schweizerische Gesundheitssystem aus der ge-
genwärtigen Sackgasse führen können.

sozialismus.ch >> Suchfeld: Gesundheitssystem
_________________________________________________________

Griechenland: Syriza
verfängt sich im
Sozialliberalismus

Am 25. Februar 2015 einigte sich die neue griechische Regierung
mit den EU-Finanzministern auf eine Verlängerung des “Hilfs-
programms” um vier Monate. Im Gegenzug ist Tsipras und sein
Führungszirkel bereit, einen Grossteil der Wahlversprechen auf-
zugeben. Was bedeutet dies für den linken Flügel von Syriza und
für die sozialen Bewegungen allgemein? Stellungnahme der In-
ternationalen Arbeiterlinken (DEA) und der Antikapitalistischen
Politischen Gruppe (APO).

sozialismus.ch >> Suchfeld: Griechenland
_________________________________________________________



Während weltweit Hunderte von Millionen
Menschen nicht in der Lage sind, ihre
Grundbedürfnisse nach Nahrung, Unter-
kunft, Sicherheit und Gesundheit zu de-
cken, nehmen auch in grossen Teilen Euro-
pas Armut und Arbeitslosigkeit dramatisch
zu. Und selbst in der reichen Schweiz müs-
sen Hunderttausende einer Lohnarbeit
nachgehen, ohne dabei ihre Lebenskosten
decken zu können (working poor), leiden
viele unter der zunehmenden Intensität der
Arbeitswelt (Stresserkrankungen), werden
Millionen Menschen rechtlich diskriminiert
(Migrant_innen, Sans-Papiers).
Die aktuelle Gesellschaft, in der sich die
herrschende Klasse auf Kosten der Lohn-
abhängigen und unseren natürlichen Le-
bensgrundlagen weltweit bereichert, ist we-
der naturgegeben noch unumstösslich. Sie
ist das Produkt eines historischen Prozes-
ses, dessen Weiterentwicklung wir gemein-
sam beeinflussen können. Wir, Aktivist*in-
nen der Bewegung für Sozialismus, sind
davon überzeugt, dass die kapitalistische
Gesellschaft täglich zu Ungleichheit, Un-
terdrückung und Gewalt führt und deswe-
gen überwunden werden muss. Armut, Um-
weltzerstörung, Sexismus, Rassismus und
andere Diskriminierungsformen verstehen
wir als Folge eines Systems, das seinen Ur-
sprung in der Trennung der Gesellschaft in
eine besitzende Minderheit und eine (mehr
oder wenige) besitzlose Mehrheit hat.

Widerstand zeichnet Konturen
einer anderen Welt!
Deshalb beteiligen wir uns an den Mobili-
sierungen gegen den Kapitalismus (WEF,
G8, OSZE usw.) und seine imperialistischen
Kriege. Wir engagieren uns auch in antiras-
sistischen Bewegungen und an den Univer-
sitäten. Wir unterstützen die Bemühungen
all jener, die aktiv für die Forderungen, In-
teressen und Rechte der lohnabhängigen
Menschen und aller Unterdrückten eintre-
ten. Wir sind an der Basis der Gewerkschaf-
ten aktiv, wo wir die direkte Aktion der
Lohnabhängigen (Mobilisierungen, Streiks

usw.) fördern und unterstützen. Wir wollen
durch kollektive Kämpfe die Ideen und
Grundsätze einer anderen Gesellschaft ent-
wickeln und zur Diskussion stellen. Wir
wünschen uns eine Gesellschaft ohne Aus-
beutung, in der die wirtschaftliche Produk-
tion, die Kultur und die Wissenschaft die
Bedürfnisse aller Menschen berücksichti-

gen und nicht dazu dienen, privaten Profit
zu erzielen. Solange die Produktionsmittel
(Fabriken, Büros, Institutionen) in den
Händen des Kapitals verbleiben, wird stets
das Streben nach Gewinnmaximierung Pro-
duktion und Arbeitsbedingungen bestim-
men. Indem wir den Kapitalismus und sei-
ne Eigentumsverhältnisse als Ganzes
kritisieren, stellen wir die innere Logik der
aktuellen Verhältnisse ins Zentrum unserer
Kritik, anstatt uns über "gierige Manager"
aufzuregen oder gar Minderheiten unserer
Gesellschaft (Sozialhilfebezüger*innen, Ar-
beitslose, Flüchtlinge usw.) als Sündenbö-
cke herbeizuziehen.

Grüner Kapitalismus?
Die jüngsten ökonomischen, gesellschaftli-
chen und klimatischen Entwicklungen ma-
chen deutlich, dass die kapitalistische Ge-
sellschaftsordnung nicht in der Lage ist,
eine ökologisch "nachhaltige" Produktion
und Konsumation zu organiseren. Enormer
Ressourcenabbau, umweltfeindliche Indus-
trie, Individualverkehr, industrielle Land-
wirtschaft und Viehzucht, verbunden mit
einer auf die Bedürfnisse des Kapitals zu-
gerichteten Lebensweise verunmöglichen
eine ökologische Neuausrichtung des Ka-
pitalismus. Schuld daran sind auch hier

nicht in erster Linie die "unvernünftigen
Konsumenten", sondern die Logik eines
Systems, das auf Gedeih und Verderben auf
Wachstum angewiesen ist.

Für echte Basisdemokratie
Wir wollen eine Gesellschaft, in der dank
einer wirklichen Demokratie gemeinsam
und unter Berücksichtungen aller darüber
entschieden wird, was, wie und für wen
produziert wird; in der das Potential, das in
der gesellschaftlichen Arbeit, in der Wissen-
schaft, der Technik und der Kunst steckt,
der ganzen Menschheit zu Gute kommt.
Wir streben eine Gesellschaft an, "in der die
freie Entwicklung eines jeden die Bedin-
gung für die freie Entwicklung aller ist".

Sozialismus neu denken,
Kapitalismus überwinden!
Ist Sozialismus nicht ein veraltetes und au-
toritäres Konzept, das in Form des "Real-
sozialismus" längst gescheitert ist? Wir fin-
den nicht! Sozialismus hat für uns nichts
mit "Stalinismus" oder anderen autoritären
Denkformen zu tun. Die Idee des revolu-
tionären Sozialismus bedeutet für uns, sich
in der Perspektive einer "Vergesellschaf-
tung" oder einer "Kollektivierung" der Pro-
duktionsmittel für eine basisdemokratische
und emanzipatorische Gesellschaft einzu-
setzen. Sozialismus bedeutet weder die Ein-
zelherrschaft einer Partei noch die Unter-
drückung Andersdenkender. Er ist ein
Mittel, mit dem wir die kapitalistische Klas-
sengesellschaft in eine klassenlose und
selbstverwaltete Gesellschaft revolutionie-
ren möchten.

Sozialismus neu denken!

Mitmachen!



Agenda

Islamfeindlichkeit und
Religionskritik
Seit einiger Zeit scheinen, glaubt man den vielen Zeitungsberich-
ten und der medialen Präsenz, fundamentalistische Strömungen
innerhalb des Islams auf dem Vormarsch zu sein. Gerade in Sy-
rien sind mit dem IS und der Al-Nusra-Front zwei Organisatio-
nen sehr mächtig geworden, die systematisch Menschen mit an-
deren ideologischen Vorstellungen, anderer ethnischer oder
religiöser Zugehörigkeit verfolgen. Gleichzeitig ist der grösste
Feind dieser menschenverachtenden Gruppierungen zurzeit das
emanzipatorische Projekt der Kurd_innen in Rojava. Sich da auf
eine Seite zu schlagen ist einfach.

In Europa hingegen erleben wir eine zunehmend antimuslimische
Stimmung. Für uns stellt sich die Frage, wie wir hier aus einer so-
zialistischen Perspektive auf diese antimuslimische Hetze reagie-
ren können, ohne eine falsche Toleranz an den Tag zu legen und
den Charakter von Religionen zu vergessen.

Diese Veranstaltung befasst sich mit den Ursprüngen und den da-
hinterstehenden Machtinteressen der Islamfeindlichkeit. Wir be-
trachten, welche Vorurteile gegenüber Muslim_innen vorherr-
schen und wer diese vertritt. Es soll erörtert werden, worin die
Parallelen und Unterschiede zwischen Antisemitismus und Isla-
mophobie bestehen. Weiter wollen wir diskutieren, wie eine mar-
xistische Religionskritik betrieben werden kann, sodass wir Reli-
gionen in ihrer gesellschaftlichen Funktion kritisieren können,
ohne den rechten Demagogen und Angstmachern noch zuzuar-
beiten.

Wann: Mittwoch, 6. Mai um 19:00
Wo: Soziologisches Institut, Petersgraben 27

Der Demokratische Konfödera-
lismus und die Lage in Kobane

Die jüngsten Ereignisse in Kobane haben die Frage einer alterna-
tiven Gesellschaftsordnung und Möglichkeiten konkreter Selbst-
verwaltung auf die Tagesordnung gebracht. Zurzeit gehen wir der
Frage nach, ob Öcalans Konzept des demokratischen Konföde-
ralismus diesbezüglich interessante Antwortert liefert.

Wann: Jeden zweiten Sonntagabend um 18:30
Wo: Infoladen der Capribar, Inselstrasse 79
Anmeldung: basel@sozialismus.ch

Sommer, Sonne, Solidarität!
Dieses Jahr in Belgien!

Das Camp findet jedes Jahr in einem anderen Land statt und
es kommen jeweils 500-600 junge Aktivist_innen und Inter-
essierte aus über 20 Ländern zusammen, um sich politisch
weiterzubilden, Erfahrungen auszutauschen und miteinan-
der zu festen. Im Camp gibt es jeden Tag ein spezifisches
Thema (Krieg, Krise, Frauenbewegung, LGBTI, Umwelt
etc.) und dazu finden Workshops und Diskussionen statt.
Am Abend gibt es jeweils Partys. Das Camp ist selbstorga-
nisiert, d.h. alle Teilnehmer_innen müssen einen Beitrag da-
zu leisten (Putzen, Sicherheit, Barbetrieb etc.). Falls du In-
teresse hast, melde dich einfach per Mail bei uns, damit wir
die Hin- und Rückreise organisieren können!

Wann: 26. Juli bis 1 . August 2015 in Belgien
Anmeldung: basel@sozialismus.ch

Marsch gegen Monsanto und
Syngenta

Am 1. Mai 2015 beginnt die Weltausstellung in Mailand zum
Thema "Feeding the Planet". Der Hauptsponsor des Basler
Auftritts ist der grösste agrochemische Multi Syngenta, wel-
cher mit seinem Geschäftsmodell systematisch das Men-
schenrecht auf Nahrung verletzt.

Die jüngsten ökonomischen, gesellschaftlichen und klimati-
schen Entwicklungen machen deutlich, dass die kapitalisti-
sche Gesellschaftsordnung nicht in der Lage ist, eine ökolo-
gisch "nachhaltige" Produktion und Konsumtion zu
organiseren.
Schuld daran sind nicht in erster Linie die "unvernünftigen
Konsumenten", sondern die Logik eines Systems, das auf
Gedeih und Verderben auf Wachstum angewiesen ist.

Wann: Samstag, 23. Mai, 14:00, Barfüsserplatz
Weitere Infos: Siehe sozialismus.ch/kalender




